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Mit Highspeed zum DGQ-Qualitätsbeauftragten 

QB-Camp: Komprimiertes Trainingspro-
gramm zum DGQ-Qualitätsbeauftragten

Sie haben schon erste Berufserfahrung im 
Qualitätsmanagement gesammelt, jedoch 
noch keine offizielle Qualifizierung?
Dann ist das QB-Camp das Richtige für Sie!
In nur 7 Tagen erlangen Sie in unserem 
komprimierten Trainingsprogamm das 
Know-how zum Qualitätsbeauftragten oder 
Qualitätsmanagementbeauftragten.

Hier mehr  
erfahren

www.dgq.de/u/QBC

Habemus progressum?
Knapp zwei Monate nach der Bundestagswahl stand am 24. November 2021 der Koalitionsvertrag (KV) einer Regierung, die sich 
dem Fortschritt (lat. progressus) verschrieben hat. Die DGQ leitet die Frage, wie viel progressive Veränderung sich die Ampelkoali-
tion in der Pflege zutraut?

„MEHR FORTSCHRITT wagen“, so lautet das 
Motto des Koalitionsvertrages der drei Re-
gierungsparteien. Und „wer wagt, gewinnt“ 
heißt es im Volksmund. Tatsächlich bergen 
Wagnisse auch Risiken. Das hat die Vorgän-
gerregierung erfahren müssen, als sie mit 
Elan die konzertierte Aktion Pflege (KAP) 
im Verbund dreier Ministerien startete. Das 
Echo zu den Ergebnissen aus der Fachwelt 
war am Ende jedoch eher verhalten.

Was haben die Neuen gelernt? Im Ver-
gleich der Koalitionsverträge von heute 
(Ampel) und damals (GroKo) fällt schon 
einmal ein quantitativer Unterschied auf. 
Die Koalitionspartner geben sich zurück-
haltender und nutzen den Begriff „Pflege“ 
dieses Mal ein Drittel seltener als damals. 
Gemessen werden soll der KV aber vor al-
lem an Inhaltlichem. In Bezug auf die Pfle-
ge gibt es dazu auf Seite 66 des Koalitions-
vertrags den ersten Hinweis: Da geht es um 
mehr Menschlichkeit, mehr Qualität und 
eine bedarfsgerechtere Versorgung – das 
Ganze auch noch sektorenübergreifend. 
Das Risiko einer Konkretisierung wie sie 
diese Ziele erreichen wollen, sind die Koali-
tionärinnen und Koalitionäre jedoch nicht 
eingegangen. Die Progressivität hält sich an 
dieser Stelle also in Grenzen.

Ampel in die richtige Richtung?
Das nächste Signal im Koalitionsvertrag zur 
Pflege geht an die Familien in der häusli-
chen Versorgung. Zahlenmäßig werden in 
dem Sektor laut Statistischem Bundesamt 
über die Hälfte der insgesamt gut vier Mil-
lionen nach dem Gesetz pflegebedürftigen 
Menschen versorgt (Destatis, 2019), mehr 
als zwei Millionen Menschen sogar aus-
schließlich durch Angehörige. Das waren 
51,3 Prozent aller Pflegebedürftigen in 2019 
und die Tendenz ist steigend.

Ein Grund für das zunehmende Enga-
gement von Angehörigen und Laien in der 
Pflege daheim ist die Verteuerung der pro-
fessionellen Pflege in Deutschland, die voll 
zu Lasten der pflegebedürftigen Menschen 
geht. Der Anstieg der Eigenbeteiligung in 
Heimen und schrumpfende Leistungskata-
loge in der ambulanten Pflege werden je-
weils durch die zwar begrüßenswerte An-
hebung der Löhne verursacht. Die Kosten-
steigerungen werden jedoch voll an die 
Pflegeversicherten weitergegeben. Da-
durch steigt sukzessive die Bedeutung der 
Laienpflege und die Versorgung durch fa-
miliäre Angehörige, weil sie für die Versi-
cherten günstiger ist.

Ohne diese Laienpflege würde die 

Hauptsäule der Langzeitversorgung zu-
sammenbrechen. Die Koalition hat sich 
nun die Stärkung der haushaltsnahen 
Dienstleistungen vorgenommen, um pfle-
gende Angehörige mehr zu entlasten. Die-
ses Vorgehen ist einer Einsicht geschuldet: 
Die professionelle Pflege, die sich seit Jah-
ren in einem Personalnotstand befindet 
und etablierte Versorgungsstrukturen wer-
den den erwarteten Zuwachs an Pflegebe-
dürftigen um weitere zwei Millionen Men-
schen innerhalb der nächsten zehn Jahre 
unter den jetzigen Voraussetzungen nicht 
stemmen. Um andererseits der Gefahr zu 
begegnen, dass noch mehr Angehörige und 
Familienmitglieder im Spagat zwischen Be-
ruf und Familie körperlich-seelisch aus-
brennen, ist das Vorhaben der Koalition 
nachvollziehbar, dort unterstützend einzu-
greifen.

Allerdings birgt dieses Vorgehen die 
Gefahr, dass professionelle Pflege ver-
meintlich überflüssig ist und die Versor-
gungsqualität weiter leidet. Es wird darauf 
zu achten sein, in wie weit die aus dieser 
Vorlage entstehenden Gesetzesvorhaben 
wirklich den eingangs zitierten Qualitäts-
anspruch beinhalten. Außerdem ist hier ei-
ne systematische Frage zu stellen, ob ›››
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Deutschland nämlich weiterhin eher auf 
die Familie als wichtigstem Standbein für 
die Versorgung besonders von Langzeit-
pflegebedürftigen setzt, oder ob im Sinne 
des Fortschritts die professionelle Dienst-
leistung ein Stück nach vorne rückt.

Denn mit Blick auf die Entwicklung der 
Pflege zur modernen Dienstleistung hat 
Deutschland im europäischen Vergleich ei-
gentlich großen Aufholbedarf (Heinze, 
2015). Der Versuch, die Familie zu stärken, ist 
angesichts der dramatischen demographi-
schen Entwicklung nachvollziehbar, führt 
aber langfristig in eine pflegefachliche und 
pflegepolitische Sackgasse. Es muss daher 
beobachtet werden, ob es sich tatsächlich 
nur um die angekündigte Entlastung der 
pflegenden Angehörigen handelt, oder ob es 
sich um einen hilflosen politischen Reflex 
handelt, der schließlich keine Probleme löst. 
Eine Stärkung der ambulanten Versorgung 
durch gleichwertige Vergütung bei gleich-
zeitigem Professionalisierungsschub wäre 
hingegen zu begrüßen.

Zwischen Pflege und Teilhabeleistungen
Nachzuholen gibt es auch etwas in Bezug 
auf die Abgrenzung der Pflege zu Leistun-
gen der Inklusion. Der Gesetzgeber hatte 
bereits 2016 einen weiten Satz in die Zu-
kunft gemacht, indem rechtlich mit dem 
Bundesteilhabegesetz (BTHG) eine Anglei-
chung an die UN-Behindertenkonvention 
geschaffen wurde. Allerdings gibt es seither 
einen latenten Regelungsbedarf zwischen 
Pflege und Eingliederungshilfe und es 
kommt an der Schnittstelle zu Einbußen 
der Versorgungsqualität. Gerade dort zeigt 
sich in der Praxis deutlich, wie groß die Lü-
cke zwischen Fachlichkeit und Rechtsnor-
men ist. Während die jeweiligen Diszipli-
nen in anderen Ländern selbstbewusst ihre 
Claims abstecken, ist es hierzulande der Ge-
setzgeber, der sich in die Leistungsbeschrei-
bung einmischt, ohne fachliche Aspekte 
ausreichend zu würdigen. Jetzt leiden vor 
allem behinderte Menschen unter dem 
Strukturdefizit, weil Zuständigkeiten und 
Leistungsberechtigungen zwischen Pflege 
und Teilhabeleistungen nicht immer klar 
geregelt sind. Eigentlich schreit das nach ei-
ner grundsätzlichen Strukturreform. Aber 
die wird auch mit der neuen Regierung 
nicht kommen, wie wir später sehen wer-
den.

Zugegeben, die fachliche Pflege befin-

det sich tatsächlich an einem Versorgungs-
knotenpunkt und verbindet gesundheitli-
che und soziale Themen in einer Profession 
mit Aspekten der Pädagogik und der Psy-
chologie. Die Politik tut sich schwer damit 
und bereits in den Wahlprogrammen war 
nicht immer klar, ob mit dem Begriff Pflege 
ausschließlich das Langzeitsegment oder 
eher die Krankenversorgung gemeint ist. 
Der Koalitionsvertrag setzt diese Unsicher-
heit fort, indem die Pflege im Schulter-
schluss mit „Gesundheit“ adressiert wird, 
die Überschrift zum Themenbereich lautet 
„Pflege und Gesundheit“.

Der große Schritt bleibt aus
Immerhin folgen auf den Seiten 80 bis 82 
des KV einige Absätze unter der Überschrift 
„Pflege“. Dieser Passus stellt sozusagen den 
Katalog der „Pflegenotstands-Symptoma-
tik“ dar, den die Ampelkoalition als drin-
gend zu lösende Fragestellungen im The-
menbereich definiert. In der Tat werden 
dort viele der großen Herausforderungen 
aufgelistet und Klärungswille signalisiert. 
Das reicht von einer Gratifikation für die be-
sondere Leistung von Pflegekräften wäh-
rend der Pandemie über die Förderung zeit-
gemäßer Versorgungsformen bis hin zur 
Stärkung der Pflege in der Selbstverwal-
tung des Gesundheitswesens. Die Formulie-
rungen sind jedoch weitgehend allgemein 
gehalten und bergen auch möglichen Zünd-
stoff. Denn bei der Beschränkung von Lohn-
steigerungen und Prämien auf Pflegekräfte 
werden bereits die Stimmen laut, die eine 
drohende Ungleichbehandlung der ver-
schiedenen Pflegesektoren und der anderen 
an der Versorgung beteiligten Berufsgrup-
pen beklagen. Außerdem ist weiterhin un-
klar, wie die neue Regierung mit den oben er-
wähnten steigenden Eigenbeteiligungen 
und dem Schrumpfen der Leistungsumfän-
ge umgehen will.

Insgesamt entsteht ein eher wider-
sprüchlicher Eindruck bei den Vorhaben der 
neuen Regierung in Bezug auf die Pflege. 
Denn zum einen wird die derzeitige Situati-
on als hoch brisant eingeschätzt, Zitat, S. 81: 
„Der Dramatik der Situation in der Pflege be-
gegnen wir …“. Die angekündigten Maßnah-
men behandeln aber Symptome und sind im 
Großen und Ganzen nichts Neues – wie zum 
Beispiel die seit langem geplanten Personal-
bemessungsinstrumente, die jedoch 
schlicht am Mangel an Personal scheitern 

werden. Eine Ausnahme bildet ansatzweise 
lediglich das Thema Digitalisierung.

Dennoch spricht die Vorsitzende des 
deutschen Pflegerats von einem Meilen-
stein in der Pflegepolitik, relativiert die Aus-
sage aber auch gleich. Sie postuliert, dass 
den vielversprechenden Worten nun Taten 
folgen müssten. Viele hatten sich vom Ko-
alitionsvertrag auch mehr erhofft, nämlich 
eine echte Strukturreform, einen Bürokra-
tieabbau und schlicht mehr Zeit für die 
Pflege. Eine grundsätzliche Reform müsste 
nicht allein die Neuaufstellung der Finan-
zierung umfassen, sondern einmal folgen-
de Grundfragestellungen angehen:
W Warum ist die Pflege im und durch das 

Sozialrecht in zwei Segmente geteilt?
W Warum gilt für die Pflegeausbildung ei-

ne Ausnahme vom Berufsbildungsge-
setz, die die Durchlässigkeit und Karrie-
rechancen für Auszubildende behindert 
und damit die Emanzipation der Pflege 
als eigenständige Profession erschwert?

W Wie lauten die Antworten auf den zuneh-
menden Spalt zwischen der Individuali-
sierung in einer modernen Dienstleis-
tungsgesellschaft und einem tradierten 
und von der Kernfamilie geprägten Ver-
ständnis der Versorgung und der Pflege?

W Welche Konzeptionen gibt es, um mit 
der Umkehr der Bevölkerungspyramide 
und Anstieg von Multimorbidität und 
Demenz nicht alsbald in einen demogra-
phischen Abgrund zu blicken und vor ei-
ner Versorgungskatastrophe zu stehen?

W Wie sieht die Gesamtkonzeption für den 
Einsatz intelligenter Technik aus?

W Was wird getan, damit Pflege nicht mehr 
nur darauf ausgerichtet ist, Defizite aus-
zugleichen und medizinische Assistenz 
zu leisten, sondern Kompetenzen zu för-
dern und Menschen für ihre Gesundheit 
zu aktivieren?

Wenige Antworten, viele Fragen
Zu den wenigsten der gestellten Fragen in 
dem Koalitionsvertrag ließen sich Ansätze 
eindeutiger Antworten finden. Eigentlich 
irritiert es sogar, wie klein der Mut zu sein 
scheint, die seit langem in der Fachwelt und 
spätestens seit der Pandemie auch in der 
Öffentlichkeit diskutierten massiven He-
rausforderungen konkret anzugehen.

Holger Dudel, Fachreferent Pflege
Holger.dudel@dgq.de


